Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 101. 


(Nr. 6852.) Verordnung, betreffend die Ausdehnung der Preußiſchen Disciplinargeſetze 
auf die Beamten in den neu erworbenen Landestheilen. Vom 23. Sep⸗ 
tember 1867. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König don Preußen x. 
verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. (Geſetz⸗Samml. 
S. 555.) und die Geſetze vom 24. Dezember 1866. (GeſetzSamml. S. 875. 876.) 
mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des vormaligen 
Amtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 5 


Artikel J. 


In den Eingangs bezeichneten Landestheilen treten: 

1) das Geſetz vom 7. Mai 1851., betreffend die Dienſtvergehen der Richter 
und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in 
den Ruheſtand (Geſetz⸗Samml. S. 218.), mit den im Geſetz vom 
26. März 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 201.) enthaltenen Aenderungen, 

2) das Geſetz vom 21. Juli 1852., betreffend die Dienftvergehen der nicht 
richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand (Geſetz-Samml. S. 465.), 


unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen in Wirkſamkeit. 


inſichtlich der im ſechsten Abſchnitte des Geſetzes vom 7. Mai 1851. 
2 1155 0 Vente tritt die Zuſtändigkeit des Ober⸗Appellations⸗ 


\ Shhgang 1867, (Nr. 6852.) 213 Ar⸗ 
Masgegeben zu Berlin den 27. September 1867, 


— 1014 — 


Artikel III. 

Als Gerichte erſter Inſtanz im Sinne der im Artikel I. bezeichneten G T 
ſetze werden betrachtet: die Kreisgerichte, die Obergerichte im Gebiete des vorma - 
ligen Königreichs Hannover, das Stadtgericht in Frankfurt. 

Als Einzelrichter im Sinne der im Artikel I. bezeichneten Geſetze werden 
angefehen: die richterlichen Beamten der Amtsgerichte, in Frankfurt die Richter 
des Stadtamts, Landjuſtizamts und Rü egerichts, die rechtsgelehrten Beamten 
der Transſkriptions⸗ und Hypothekenbehörde und der Fiskal. 

Die Aktuarien und Sekretaire der Gerichte und der Adjunkt des Fiskals 
in Frankfurt werden im Sinne des F. 64. des Geſetzes vom 21. Juli 1852. 
den Büreaubeamten, und diejenigen Beamten, welche in den Vorbereitungsſtadien 
für den höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſt ſtehen (Acceſſiſten, Auditoren 
u. ſ. w.), im Sinne des F. 84. deſſelben Geſetzes den Referendarien gleich 
geachtet. ; 

Artikel IV. 


Zu den Provinzialbehörden gehören im Sinne des F. 24. Nr. 2. des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852. im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover 
und in den Herzogkhümern Holſtein und Schleswig auch diejenigen unmittelbar 
unter den Ministerien „beziehungsweiſe unter den Oberpräſidenten ſtehenden Be 
hörden, denen die in den älteren Provinzen den Regierungen übertragenen Ge⸗ 
ſchäfte ganz oder zum Theil obliegen. 

Bei Anwendung der $$. 25. und 78. deſſelben Geſetzes tritt im Gebiete 
des vormaligen Königreichs Hannover, fo lange dort Landdroſteien beſtehen, an 
die Stelle der Regierung die Landdroſtei, an die Stelle des Präſidenten der 
Regierung der Landdroſt. 


Artikel V. 

An die Stelle der $$. 60. 61. 65. 67. 68. 69. 72, 73, 7 und 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852. treten die nachſtehenden mit gleichen Nummern 
bezeichneten Paragraphen: 

| | $. 60, 
x | In Anſehung der Gerichtsvoigte im Gebiete des vormaligen König: 
TER reichs Hannover finden die Beſtimmungen des F. 59. mit der Modifikation 

. Anwendung, daß die Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen die bei den 
Amtsgerichten angeſtellten Gerichtsvoigte zuſteht: 
1) dem Kron-Oberanwalt in Anſehun der Gerichtsvoigte im Sprengel 
des Appellationsgerichts. Die Geldbuße darf die Summe von 

dreißig Thalern nicht überſteigen / f 

2) dem Kronanwalt in Anſehung der Gerichtsvoigte im Bezirke des 
Obergerichts. Die Geldbuße darf die Summe von zehn Thalern 
nicht überſteigen / i 93 

3) dem 


N 


3) dem betreffenden Amtsrichter mit der nämlichen Beſchränkung in 
Anſehung der Geldbuße mlichen Biſchränkung 


$. 61. 


Gegen Büreau⸗ und Unterbeamte, welche unter der alleinigen Auf⸗ 
ſicht der Staatsanwaltſchaft ſtehen, können Ordnungsſtrafen feſtgeſetzt werden: 
1) von dem Beamten der Staatsanwaltſchaft, bei welchem fie angeſtellt 
oder beſchäftigt find, mit der im §. 60. Nr. 2. bezeichneten Be⸗ 
ſchränkung; N f 
2) von dem höheren Beamten der Staatsanwaltſchaft mit der in Nr. 1. 
ebendaſelbſt angegebenen Beſchränkung. 


. 65. 


Wenn ein Gerichtsvoigt im Gebiete des vormaligen Königreichs 
Hannover, oder ein Büreau⸗ oder Unterbeamter der im $. 61. bezeichneten 
Kategorie ein Dienſtvergehen begangen hat, welches mit höherer als 
bloßer Ordnungsſtrafe (FF. 15. 19. 60. 61.) zu ahnden iſt, fo richtet ſich 
das Verfahren nach den Vorſchriften des H. 64. 5 

An der Befugniß der Gerichte, jede der in den $$. 14. bis 16. be⸗ 
ſtimmten Strafen zu erkennen, wird hierdurch nichts geändert. 


$. 67. 


Hinſichtlich der Notarien im Gebiete des vormaligen Königreichs 
Hannover kommen der zweite Abſchnitt und der F. 47. des die ichter 
hetreffenden Geſetzes vom 7. Mai 1851. zur Anwendung. Das zuſtändige 
Disziplinargericht iſt das Appellationsgericht. 


$. 68. 


le der Anwalte und Advokaten im Gebiete des vormaligen 
Königreichs Hannover verbleibt es mit den durch die Strafprozeß⸗Ordnung 
vom 25. Juni 1867. bedingten Aenderungen im Verfahren bei dem Geſetze, 
die Einrichtung von Anwaltskammern betreffend, vom 31. März 1859. 

In Anſehung der Rechtsanwalte (Advokaten) und Notare in den 
übrigen Landestheilen tritt die Verordnung über die Bildung eines Ehren⸗ 
raths unter den Juſtiz-Kommiſſarien und Notarien vom 30. April 1847. 
(GeſetzSamml. S. 196.) in Wirkſamkeit. Die Anwendung dieſer beiden 
Geſetze unterliegt jedoch den nachſtehenden Modifikationen. 


$. 69. 


Die Befugniſſe des bisherigen Ober⸗Appellationsgerichts zu Celle 
werden von dem Ober ⸗Appellationsgerichte zu Berlin, die Befugniſſe der 
Landes⸗Juſtizkollegien von den Appellationsgerichten, die Geſchäfte der 
& Staatsanwaltſchaft bei dem Disziplinarrathe in allen Fällen durch die 
Ar 6852) ; u N Staats⸗ 


N 


N 


bleiben außer 


„ 
Staatsanwaltſchaft des betreffenden Obergerichts, bei dem Ehrenrathe durch 
die Staatsanwaltſchaft des betreffenden Appellationsgerichts wahrgenommen. 


$. 72. 


So lange für die bei dem Ober⸗Appellationsgerichte zu Berlin ange⸗ 
ſtellten Rechtsanwalte ein Ehrenrath oder Disziplinarrath nicht beſteht, 
werden die Disziplinarſachen von dem Gerichtshofe nach den Beſtimmungen 
des zweiten und dritten Abſchnittes des die Richter betreffenden Geſetzes 


vom 7. Mai 1851. erledigt. 


Ss 


Hinſichtlich der e kommt in den Fällen der 
$$. 71. 72. und 75. die Verordnung vom 30. April 1847. zur Anwendung. 


$. 74. 


Gegen jede definitive Entſcheidung eines Ehrenrathes oder Dis⸗ 
ziplinarrathes ſteht ſowohl der Staatsanwaltſchaft als dem Beſchuldigten 
die Berufung an den oberſten Gerichtshof frei. Die Anmeldung erfolgt 
bei dem Disziplinarrathe oder Ehrenrathe, welcher die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung erlaſſen hat. Im Uebrigen richtet ſich das Verfahren nach den 
Vorſchriften der §§. 37. bis 43. des die Richter betreffenden Geſetzes vom 
7. Mai 1851. f 

Die A. 15. 16. und 17. der Verordnung vom 30. April 1847. 
nwendung. i 


4 


Wenn ein Rechtsanwalt (Anwalt, Advokat), ein Notar oder ein 
Gerichtsvoigt durch Blindheit, Taubheit oder ein ſonſtiges körperliches 
Gebrechen, oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte 
zu der Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, ſo hat der 
Staatsanwalt bei dem Appellationsgerichte ihn oder feinen nöthigenfalls 
zu beſtellenden Kurator 5 unter Angabe der Gründe zur Nieder 
legung des Amtes aufzufordern. 1 

Tritt innerhalb ſechs Wochen nach dieſer Aufforderung die fiel 
willige Niederlegung des Amtes nicht ein, fo beſchließt das Appellations⸗ 
Nichte in feiner Plenarverſammlung, nachdem das im FH. 61. des die 

ichter betreffenden Geſetzes vom 7. Mai 1851. vorgeſchriebene und 
geeigneten Falls das im & 62. daſelbſt zugelaffene Verfahren ftattgefunden 
hat, nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft endgültig darüber, ob. der Fall 
der Niederlegung des Amtes vorliege. 


Beſchließt das Gericht, daß dieſer Fall vorhanden ſei, ſo kann der 
Justizminister die Stelle für erledigt erklären. i 


Ar⸗ 


gt 


Artikel VL 


Den Beamten, welche nach $. 87. Nr. 2. des Geſetzes vom 21. Juli 
1852. durch Königliche Verordnung jederzeit mit Gewährung des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden können, 
leten hinzu: 


Provinzial⸗Steuerdirektoren, i 

Ober⸗Regierungsräthe und Abtheilungsdirigenten bei den Regierungen, 
und wirkliche Oberforftmeifter, 

Ober⸗Regierungsräthe bei den Provinzial⸗Steuerdirektionen, 

Vorſteher der oben im erſten Abſatz des Artikels IV. bezeichneten Pro⸗ 
vinzialbehörden, 5 

Abtheilungsdirigenten bei dieſen Behörden, 

Vorſteher der Ober⸗Poſtdirektionen, der Ober⸗Telegrapheninſpektionen, der 
Eiſenbahndirektionen, einſchließlich der Direktionen der unter Staats⸗ 
verwaltung ſtehenden Privatbahnen, RE 

Direktoren der Oberbergämter und Vorſitzende der Bergwerksdirektionen, 

Direktoren der höheren Lehranſtalten, 

Dirigenten der Geſtüte und Direktoren der landwirthſchaftlichen Lehr⸗ 
anftalten, ſoweit letztere Staatsinſtitute find, 

Kreis⸗ und Amtshauptleute, Amtmänner, 

Hardesvoigte und Kirchſpielvoigte. 


Artikel VII. 


Die am Schluſſe der beiden Geſetze vom 7. Mai 1851. und 21. Juli 1852. 
enthaltenen Uebergangsbeſtimmungen finden inſoweit Anwendung, als ſie nicht 
beſondere Verhältniſſe betreffen, welche zur Zeit des Exlaſſes dieſer Geſetze in 
den älteren Provinzen beſtanden haben. 


Artikel VIII. 


\ 2 An Gerichtskoſten werden in Disziplinarſachen nur baare Auslagen ($$. 12. 
und 13. der Verordnung über den Anſatz der Gerichtskoſten in Strafſachen vom 
0. Auguſt d. J., Geſeß⸗Samml. S. 1412.) erhoben. 

1 Für die Vertheidigung können Rechtsanwalte (Advokaten) liquidiren, wenn 
der Antrag gerichtet iſt: | 


a) auf Warnung, Rüge, Verweis Oder Mtrell. 2 Athle., 
b) auf Geldbuße oder Entziehung des Dienſteinkommens für einen 

ee 2.20 2... 3 5 Rthlr., 
e) auf Strafverſetzung oder Suspenſion 8 Kthlr., 


ch auf Dienftentlaffung (Ausſtoßung aus dem Anwaltsſtande) . . 10 Rthlr. 


i In der Berufungsinſtanz find diefelben Sätze zu liquidiren, jedoch wenn 
Gr 68529 der 


der Angeſchuldigte das Rechtsmittel ergriffen hat, nur nach Maßgabe 

der früheren Inſtanz wirklich erkannten Strafe. 8 „„ 

1 Der geringſte Satz für einen bei dem oberſten Gerichtshofe fungirend 

Rechtsanwalt iſt in allen Fällen 50 „„ e ai Rt 
Iſt blos die ſchriftliche Rechtfertigung der Berufung oder die Gegenſch 

angefertigt worden, ſo können nur die halben Sätze, für die Anfertigung 5 

Beſchwerdeſchrift nur 15 Sgr. liquidirt werden. 


f Außer den vorſtehenden Gebührenſätzen ſind nur etwaige Reiſekoſten 
Diäten und wirkliche baare Auslagen, nicht aber irgend welche andere Gebühr 
namentlich auch nicht Schreibgebühren, in Anſatz zu bringen. 5 


Artikel IX. 


8 Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das diefelbe 
enthaltende Stück der Geſetz⸗Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 1 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften ſind aufgehoben. 


Alukundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudte 
Königlichen Inſiegel. BR. 


Gegeben Baden-Baden, den 23. September 1860 5 


d. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 
Gr. v. Itzenplit. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 
* 8 Gr. zu Eulenburg. 
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r. 6853.) Verordnung, betreffend die allgemeine Regelung der Staatsdienerverhältniſſe 
in den neu erworbenen Landestheilen. Vom 23. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. (Geſetz⸗Samml. 
S. 555.) und durch die Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. S. 875. 
und 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des 
vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf, auf den 
WMutrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


H. 1. 
1 Die für die älteren Provinzen allgemein gültigen Vorſchriften, Verord⸗ 
nungen und Geſetze, durch welche die Bedingungen des Eintritts in den Staats⸗ 
dienſt, ſowie die Rechte und Pflichten der Staatsdiener in Anſehung ihres Amtes 
und der Hinterbliebenen derſelben beſtimmt ſind, finden fortan auch auf die Ver⸗ 
hältniſſe ſowohl der unmittelbaren als der mittelbaren Staatsdiener in den im 
Eingange bezeichneten Landestheilen, ſoweit ſolche nicht durch beſondere Verord⸗ 
ungen geregelt werden, Anwendung. a 


Insbeſondere treten demgemäß in Kraft: 5 
1) die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Theil II. Titel 10.99.68. ff.; 


2) der Erlaß vom 10. Juni 1848. über die Tagegelder und Fuhrkoſten bei 

Dienſtreiſen (Geſetz-Samml. S. 151.), nebſt der Verordnung vom 

28. Juni 1825. wegen Vergütung der Diäten und Reiſekoſten für kom⸗ 

8001600 Geſchäfte in Königlichen Dienſtangelegenheiten (Geſetz-Samml. 
* 5 7 . 


3) der Erlaß vom 26. März 1855., betreffend die Vergütung der den Be⸗ 
amten bei Verſetzungen erwachſenden Umzugskoſten (GeſetzSamml. S. 190.); 


4) die Erlaſſe vom 14. Juni und 24. Oktober 1848., betreffend die Be⸗ 
53800 von Wartegeld an disponible Beamte (Geſetz-Samml. S. 153. 
Ji 


5) die Kabinetsorder vom 13. Juli 1839., betreffend die Uebernahme von 

ebenämtern durch Staatsbeamte (Geſetz⸗Samml. S. 235.) und der auf 
den Betrieb eines Gewerbes durch Beamte bezügliche $. 19. der All⸗ 
gemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. (Geſetz Samml. S. 44.); 


6) die Kabinetsorders vom 17. Juli 1816. (Geſetz-Samml. S. 214.), vom 

22. Auguſt 1817., vom 3. September 1817. (Geſetz-Samml. S. 301.), 

vom 27. Februar 1831. (Geſetz⸗Samml. S. 3.) und vom 6. Juli 1838. 

(Geſetz Samml. S. 378.) über die Verpflichtung und Berechtigung der 

Ae zum Eintritt in die allgemeine Wittwenverpflegungs⸗ 
nſtalt 


7) die 


R 


5 


7) die Kabinetsorders vom 27. April 1816. (GeſetzSamml. S. 134) und 

15. November 1819. (Geſetz⸗Samml. von 1820. S. 45.) wegen der de 
Hinterbliebenen Königlicher Beamten zu bewilligenden Gnadenbezüge 1 

8) die Verordnung vom 24. Januar 1844. über die Feſtſetzung und dn 
Erſatz der bei 0 und anderen Verwaltungen vorkommenden Defekte 
(Geſetz⸗Samml. S. 52.), ö 4 

nebſt den dazu ergangenen abändernden, ergänzenden und erläuternden Vorfehriften, 


. 


Soweit über die 1 zu den höheren Staatsdienſtſtellen nicht bereits ; 
in den Verordnungen über die Gerichtsverfaſſung vom 26. Juni 1867. (Geſetz⸗ 

Samml. S. 1073. 1085. und 1094.) Beſtimmungen getroffen find, wird darüber 
beſondere Anordnung ergehen. er 


g. 3. 

Der F. 104, der Verordnung über das Verfahren in Civilprozeſſen vom 
24. Juni 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 885.) findet auf ſämmtliche, im Eingange 
der gegenwärtigen Verordnung bezeichnete Landestheile Anwendung. 


$. 4. 


Von der Verpflichtung, der allgemeinen Wittwenverpflegungs⸗Anſtalt bei 
zutreten ($. 1. Nr. 6.), bleiben ſolche Beamte frei, welche bei ihrer künftigen Ver⸗ 
heirathung noch Mitglieder einer der in den neuen Landestheilen vorhandenen 


Beamten ⸗Wittwenkaſſen find. 
§. 5 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften ſind aufgehoben, 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. g 
Gegeben Baden⸗Baden, den 23. September 1867. 


(J. S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchov. 
Gr. zu Eulenburg. | 


— 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterlums. 
ER Et 2 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


